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Aus diesen Gründen

hat

DER GERICHTSHOF

auf die ihm vom Højesteret am 28. Juni 1978 vorgelegten Fragen für Recht
erkannt:

Artikel 1 der Verordnung Nr. 741/75 des Rates vom 18. März 1975 zur
Aufstellung besonderer Regeln für den Kauf von Zuckerrüben will ange­
sichts möglicher Hindernisse wegen der Zuständigkeit der Gemeinschaft
den Mitgliedstaaten erlauben, beim Vorliegen der Voraussetzungen des
Artikels 1 der Verordnung in Übereinstimmung mit ihrem nationalen
Recht eine Aufteilung der Rechte zur Lieferung von Zuckerrüben inner­
halb der Grundquote des jeweils betroffenen Zuckerherstellers vorzuneh­
men.

Kutscher Mertens De Wilmars Mackenzie Stuart Donner Pescatore

Sørensen O'Keeffe Bosco Touffait

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 16. Januar 1979.

Der Kanzler

A. Van Houtte

Der Präsident

H. Kutscher

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS
JEAN-PIERRE WARNER
VOM 5. DEZEMBER 1978 <appnote>1</appnote>

Herr Präsident,
meine Herren Richter!

In dieser Rechtssache liegen dem Ge­
richtshof sehr ausführliche und klare Ur­

teile des Østre Landsret und des Højeste­
ret sowie sorgfältige und gründliche Stel-

lungnahmen der Parteien und der Kom­
mission vor. Die dem Gerichtshof vom

Højesteret vorgelegten Fragen sind in ih­
rem Kern einfach. Unter diesen Umstän­

den kann ich keinen Sinn darin sehen,
Sie um Vertagung zur Vorbereitung mei­
ner Schlußanträge zu bitten, und will
dies deshalb nicht tun.

1 — Aus dem Englischen übersetzt.
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Ich kann mich sehr kurz fassen, muß
aber wohl im Hinblick auf die Breite der

vorgetragenen Argumente den Wortlaut
der dem Gerichtshof vom Højesteret vor­
gelegten Fragen in Erinnerung rufen.
Frage A lautet wie folgt:
„Ist es mit den EG-Verordnungen betref­
fend Zucker, insbesondere mit der Ver­
ordnung Nr. 741/75 des Rates vom
18. März 1975, vereinbar, daß ein Mit­
gliedstaat, wenn zwischen den Genossen
einer als Genossenschaftsunternehmen or­

ganisierten Zuckerfabrik und anderen tra­
ditionellen Zuckerrübenverkäufern der

Fabrik keine Einigung darüber zu erzie­
len ist, wie die Mengen, die innerhalb
der Grundquote geliefert werden kön­
nen, aufgeteilt werden, und auch keine
diesbezügliche Branchenvereinbarung
vorliegt, die Aufteilung festlegt, oder set­
zen die Verordnungen voraus, daß der
Mitgliedstaat die Aufteilung nur festle­
gen kann, wenn noch andere Vorausset­
zungen erfüllt sind als diejenigen, die in
den Begründungserwägungen zur Ver­
ordnung Nr. 741/75 des Rates und in Ar­
tikel 1 Absatz 1 dieser Verordnung aus­
drücklich genannt sind?"
Nach meiner Auffassung ist diese Frage
dahin zu beantworten, daß die Verord­
nung Nr. 741/75 genau das meint, was
sie sagt. Mit anderen Worten, die Befug­
nis des betreffenden Mitgliedstaats zum
Erlaß von Regeln über die Aufteilung
der Zuckerrübenmengen, deren Abnahme
ein Hersteller vor der Aussaat anbietet,
entsteht dann, wenn hierüber keine Bran­
chenvereinbarung zustande kommt. Wei­
tere Voraussetzungen gibt es nicht.
Die Frage B lautet:

„Vorausgesetzt, die Bedingungen für die
Aufstellung von Regeln über die Auftei­
lung der Grundquote durch einen Mit­
gliedstaat seien im übrigen erfüllt und
die Aufteilung erfolge nicht nach sach­
widrigen Gesichtspunkten, ist es dann
mit den EG-Verordnungen betreffend
Zucker, insbesondere mit der Verord­
nung Nr. 741/75 des Rates, vereinbar,
daß der Mitgliedstaat eine Aufteilung

zwischen den Genossen und den anderen
traditionellen Lieferanten des betreffen­

den Unternehmens festlegt, selbst wenn
diese Aufteilung es mit sich bringt, daß
die Rübenlieferungen, zu denen die Ge­
nossen nach der Satzung des Unterneh­
mens verpflichtet und berechtigt sind,
nicht vollständig allein innerhalb der
Grundquote erfolgen können?"
Diese Frage ist meines Erachtens mit
„Ja" zu beantworten.
Es gab eine große Diskussion über den
Sinn des zweiten Absatzes von Artikel 1

der Verordnung. Nach meiner Auffas­
sung bedeutet dieser Absatz, daß die von
dem Mitgliedstaat erlassenen Regeln den
Rübenanbauern Lieferrechte gewähren
können, welche diese sonst nicht hätten,
es sei denn, sie wären Mitglieder der Ge­
nossenschaft. Wie immer dem sei, ist je­
doch eines klar: Dieser Absatz schränkt

die dem Mitgliedstaat im ersten Absatz
gewährte Ermessensbefugnis nicht ein.
Der Absatz beginnt mit den Worten
„Diese Regeln können außerdem ... ver­
leihen", was nur eine Erweiterung des Er­
messens bedeuten kann. Ich kann nichts

in der Verordnung finden, was als eine
Beschränkung dieses Ermessens im Sinne
der von der Berufungsklägerin des Aus­
gangsverfahrens vorgetragenen Auffas­
sung anzusehen wäre.
Der Hauptpunkt des Arguments der Be­
rufungsklägerin im Ausgangsverfahren
schien mir zu sein, daß die Auslegung
der Verordnung, die von dem Beklagten
des Ausgangsverfahrens und von der
Kommission vertreten wird, zu einer ent­
schädigungslosen Verminderung der sat­
zungsmäßigen Rechte der Genossen­
schaftsmitglieder führen würde. Ob dies
zutrifft, hängt von der wirklichen Natur
und dem genauen Umfang dieser Rechte
ab, und das ist nach dänischem Recht zu
beurteilen. Die Auffassungen der Par­
teien hierüber gehen auseinander, und
das Højesteret hat seine Fragen sehr zu­
treffend so formuliert, daß der Gerichts­
hof auf diese Frage nicht einzugehen
braucht. Ich enthalte mich demgemäß jeg­
licher Spekulation hierüber.
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